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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 R 889/14
Datum 06.04.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 196/16
Datum 08.11.2018

3. Instanz

Datum 31.07.2019

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung nach dem Sechsten Buch des Sozialgesetzbuches
(Gesetzliche Rentenversicherung â�� SGB VI) hat.

Der am â�¦ 1962 geborene KlÃ¤ger absolvierte nach seinem 10.-Klasse-
Schulabschluss von 1980 bis 1982 erfolgreich eine Ausbildung zum Facharbeiter mit
der Berufsbezeichnung Maschinen- und Anlagenmonteur. Seitdem arbeitet er in
seinem Lehrbetrieb (Industriemontagen â�� IMO â�� M.) als Vorrichter und
SchweiÃ�er.

Am 20. Mai 2014 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Zur BegrÃ¼ndung verwies er auf seine im Januar
2013 diagnostizierte Knochenkrebserkrankung und die nachfolgende Arthrodese im
Bereich des linken Kniegelenks. Seit dem 24. Mai 2013 (mit GÃ¼ltigkeit ab dem 27.
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MÃ¤rz 2013) sei ein Grad der Behinderung (GdB) von 60 â�� ohne Merkzeichen â��
anerkannt. Die Beklagte zog zunÃ¤chst medizinische Unterlagen bei, u.a. den
Entlassungsbericht der M.-Klinik K. vom 6. November 2013 Ã¼ber die stationÃ¤re
onkologische Anschlussheilbehandlung des KlÃ¤gers vom 30. September bis zum
25. Oktober 2013. Dem Entlassungsbericht sind folgende Diagnosen zu entnehmen:

Undifferenziertes Sarkom linkes Kniegelenk, hochmaligner spindelzelliger
mesenchymaler Tumor.

Tumorentfernung mit extraartikulÃ¤rer Resektion linkes Kniegelenk und Arthrodese
am 7. MÃ¤rz 2013.

Sechsmalige adjuvante Chemotherapie von April bis August 2013.

SekundÃ¤r toxische Polyneuropathie.

Arterielle Hypertonie.

Aus dieser RehabilitationsmaÃ�nahme wurde der KlÃ¤ger noch arbeitsunfÃ¤hig
entlassen. Bei weiterem unauffÃ¤lligem Verlauf sei von einer vollschichtigen
ArbeitsfÃ¤higkeit ab dem ersten Quartal 2014 auszugehen. TÃ¤tigkeiten mit Heben,
Tragen und Bewegen von Lasten, Zwangshaltungen, Arbeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten sowie unter GanzkÃ¶rpervibrationen kÃ¶nnten nicht ausgeÃ¼bt
werden. Weiterhin sollten Arbeiten unter klimatischen EinflÃ¼ssen (NÃ¤sse, KÃ¤lte,
Zugluft, starke Temperaturschwankungen) vermieden werden. Die zuletzt
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als SchweiÃ�er kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht mehr ausÃ¼ben.
Er strebe aber aufgrund seiner irreversiblen Beinversteifung eine innerbetriebliche
Umsetzung sowie eine Arbeitsplatzanpassung an. DarÃ¼ber hinaus zog die
Beklagte ein Leistungsverzeichnis der Krankenkasse des KlÃ¤gers
(Betriebskrankenkasse V. ) bei. DiesbezÃ¼glich wird auf Blatt 20 bis 27 des
Ã¤rztlichen Teils der Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen. AuÃ�erdem holte
die Beklagte Befundberichte der behandelnden HausÃ¤rztin des KlÃ¤gers,
FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dipl.-Med. G., vom 3. Mai 2014 sowie des
Oberarztes an der UniversitÃ¤tsklinik und Poliklinik fÃ¼r Innere Medizin IV
(HÃ¤matologie-Onkologie, HÃ¤mostaseologie) des UniversitÃ¤tsklinikums H. (Saale)
Dr. W. vom 11. August 2014 ein. Dem Befundbericht von Dr. W. waren weitere
Ã¤rztliche Unterlagen beigefÃ¼gt, u.a. die Berichte des UniversitÃ¤tsklinikums H.
(Saale) vom 7. Mai und 11. August 2014. Wegen der Befundberichte nebst Anlagen
wird auf Blatt 32 f. sowie 35 bis 47 des Ã¤rztlichen Teils der Verwaltungsakte der
Beklagten verwiesen. Die Beklagte lehnte nach Auswertung der medizinischen
Unterlagen den Rentenantrag mit Bescheid vom 26. August 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. November 2014 ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte
sie aus, im Ergebnis der medizinischen SachaufklÃ¤rung sei festgestellt worden,
dass bei dem KlÃ¤ger ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich fÃ¼r leichte bis mittelschwere Arbeiten mit weiteren
FunktionseinschrÃ¤nkungen vorliege. Bei einer noch vorhandenen
LeistungsfÃ¤higkeit von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich sei der Arbeitsmarkt
grundsÃ¤tzlich nicht verschlossen. Eine rentenrechtlich relevante EinschrÃ¤nkung
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der GehfÃ¤higkeit sei durch die medizinischen Beweismittel nicht bestÃ¤tigt
worden.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 10. Dezember 2014 Klage beim Sozialgericht Halle
erhoben. Die Beklagte habe den Sachverhalt medizinisch nicht vollstÃ¤ndig
aufgeklÃ¤rt. Entgegen ihrer Darstellung lÃ¤gen nicht lediglich ein Zustand der
Kniegelenksversteifung links nach Entfernung eines Sarkoms mit anschlieÃ�ender
Chemotherapie sowie eine leichtgradige Polyneuropathie vor. Die Beklagte habe in
keiner Weise berÃ¼cksichtigt, dass er infolge der durchgefÃ¼hrten Chemotherapie
unter einem Tinnitus leide. DarÃ¼ber hinaus sei nicht berÃ¼cksichtigt worden, dass
sein linkes Bein nach der Versteifung des Kniegelenks um 1,4 cm verkÃ¼rzt worden
sei, damit er das Bein durchschwingen kÃ¶nne. Diese VerkÃ¼rzung fÃ¼hre zu
einem HÃ¼ftschiefstand. Perspektivisch sei nicht auszuschlieÃ�en, dass er zu
einem spÃ¤teren Zeitpunkt ein kÃ¼nstliches HÃ¼ftgelenk benÃ¶tigen werde. Er
verspÃ¼re aufgrund der Beindifferenz zwischenzeitlich nicht nur Schmerzen in der
HÃ¼fte, sondern im gesamten RÃ¼ckenbereich. Physiotherapeutische
Behandlungen mit Fango- und manueller Therapie hÃ¤tten lediglich zu einer
geringfÃ¼gigen Verbesserung gefÃ¼hrt. Eine weitere EinschrÃ¤nkung liege darin,
dass der linke Unterschenkel zur Ã�dembildung neige, so dass er dauerhaft links
einen Kompressionsstrumpf bis zum Kniegelenk tragen mÃ¼sse. AuÃ�erdem lasse
er sich regelmÃ¤Ã�ig Lymphdrainage verschreiben. Die Missempfindungen an
seinen FuÃ�sohlen hÃ¤tten sich nicht verbessert. LÃ¤ngeres Stehen sei fÃ¼r ihn
nach wie vor Ã¤uÃ�erst unangenehm, da dies zu einem starken Brennen der
FuÃ�sohlen fÃ¼hre. Hier zeigten sich auch nach wie vor blasige
HautverÃ¤nderungen.

Der KlÃ¤ger hat ergÃ¤nzend mitgeteilt, dass seine Arbeitszeit seit dem 1. Juni 2014
aufgrund seiner gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen auf wÃ¶chentlich 25 Stunden
reduziert wurde. Hinsichtlich des entsprechenden Arbeitsvertrages vom 28. Mai
2014 wird auf Blatt 65 bis 72 der Gerichtsakten verwiesen.

Das Sozialgericht hat durch Einholung von Befundberichten ermittelt. Der Facharzt
fÃ¼r OrthopÃ¤die/Chirotherapie sowie Physikalische und Rehabilitative Medizin Dr.
H. hat in seinem Befundbericht vom 30. MÃ¤rz 2015 eingeschÃ¤tzt, der KlÃ¤ger
kÃ¶nne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt leichte TÃ¤tigkeiten drei bis unter sechs
Stunden verrichten. Dipl.-Med. G. hat in ihrem Bericht vom 14. April 2015
unverÃ¤nderte Befunde mitgeteilt.

SchlieÃ�lich hat das Sozialgericht noch eine schriftliche Auskunft der FachÃ¤rztin
fÃ¼r Arbeitsmedizin und BetriebsÃ¤rztin des Arbeitgebers des KlÃ¤gers S. vom 29.
Oktober 2015 eingeholt. Diese hat ausgefÃ¼hrt, der Einsatz des KlÃ¤gers in Teilzeit
werde aus arbeitsmedizinischer Sicht befÃ¼rwortet. Durch die Belastungen am
Arbeitsplatz, insbesondere durch das ausschlieÃ�liche Stehen und Arbeiten in
Zwangshaltung, komme es trotz der geschaffenen unterstÃ¼tzenden MaÃ�nahmen
durch die dauerhaften gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen zu deutlich gegenÃ¼ber
Gesunden erhÃ¶hten Beanspruchungen des gesamten Muskel-Skelett-Apparates.
Diese kÃ¶nnten durch die herabgesetzte tÃ¤gliche Arbeitszeit beherrscht werden
und somit die ErwerbsfÃ¤higkeit erhalten bleiben.

                               3 / 7



 

Nach DurchfÃ¼hrung eines ErÃ¶rterungstermins hat das Sozialgericht mit Urteil
vom 6. April 2016 ohne mÃ¼ndliche Verhandlung die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, nach den medizinischen Ermittlungen leide der
KlÃ¤ger unter einer Kniegelenkversteifung links nach Entfernung eines Sarkoms mit
anschlieÃ�ender Chemotherapie und einer leichtgradigen Polyneuropathie. Bei dem
KlÃ¤ger bestehe ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r sechs Stunden und mehr fÃ¼r
leichte bis mittelschwere Arbeiten mit gelegentlichem Haltungswechsel, ohne
Hocken und Knien, ohne Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten, Heben, Tragen und
Bewegen von schweren Lasten, Zwangshaltungen, ErschÃ¼tterungen, Vibrationen,
ohne GefÃ¤hrdung durch KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft und extrem schwankende
Temperaturen. Der Beurteilung der Arbeitsmedizinerin S. komme ein hÃ¶herer
Beweiswert als dem Befundbericht des behandelnden OrthopÃ¤den Dr. H. zu. Denn
die Arbeitsmedizinerin sei fÃ¼r die Eingliederung des KlÃ¤gers in seinem Betrieb
zustÃ¤ndig gewesen und dort weiterhin fÃ¼r den Erhalt der ErwerbsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers zustÃ¤ndig, so dass sie in der Lage sei, eine zuverlÃ¤ssige EinschÃ¤tzung
des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers abzugeben. Sie habe ausgefÃ¼hrt, dass
der KlÃ¤ger unter den derzeitigen Bedingungen â�� stÃ¤ndiges Stehen und
Arbeiten in Zwangshaltung â�� seine bisherige TÃ¤tigkeit fÃ¼nf Stunden tÃ¤glich
ausÃ¼ben kÃ¶nne. Daher sei der KlÃ¤ger bei BerÃ¼cksichtigung der genannten
LeistungseinschrÃ¤nkungen, insbesondere bei Arbeiten in wechselnder
KÃ¶rperhaltung unter Ausschluss von Zwangshaltungen, in der Lage, leichte bis
mittelschwere Arbeiten mindestens sechs Stunden auszuÃ¼ben. DemgegenÃ¼ber
sei die Leistungsbeurteilung durch Dr. H. fÃ¼r Arbeiten im Umfang von drei bis
unter sechs Stunden tÃ¤glich wesentlich dadurch geprÃ¤gt, dass der KlÃ¤ger in
seiner derzeitigen BeschÃ¤ftigung nur in der Lage sei, eine TeilzeittÃ¤tigkeit im
Umfang von fÃ¼nf Stunden auszuÃ¼ben. Es jedoch allgemein zu prÃ¼fen, ob der
KlÃ¤ger abstrakt in der Lage sei, leichte Arbeiten mit qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen sechs Stunden auszuÃ¼ben.

Gegen das ihm am 12. April 2016 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 12. Mai
2016 Berufung beim Landessozialgericht Sachsen-Anhalt eingelegt. Das
Sozialgericht habe den medizinischen Sachverhalt unzureichend aufgeklÃ¤rt. Es
habe nicht berÃ¼cksichtigt, dass bei ihm aufgrund der BeinverkÃ¼rzung eine
chronische Lumboischialgie vorliege und sich seine lumbalen Beschwerden
fortlaufend verschlechtert hÃ¤tten.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 6. April 2016 aufzuheben sowie den
Bescheid der Beklagten vom 26. August 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. November 2014 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verpflichten, ihm ab 1. Mai 2014 eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

                               4 / 7



 

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat zunÃ¤chst einen Befundbericht der HausÃ¤rztin Dipl.-Med. G.
(Eingang am 26. Juli 2016) eingeholt. Darin hat diese von einer Verschlechterung
der Schulterschmerzen links berichtet. Die Beklagte hat darÃ¼ber hinaus einen
Befundbericht von Dr. H. vom 19. Dezember 2016 mit weiteren Ã¤rztlichen
Berichten Ã¼bersandt, den sie aufgrund eines Antrages des KlÃ¤gers auf
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Form von Schuheinlagen eingeholt hat.

Auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat der Senat
schlieÃ�lich das fachorthopÃ¤dische Gutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die,
Chirotherapie und Sportmedizin Dipl.-Med. D. vom 11. Januar 2018 veranlasst. Der
SachverstÃ¤ndige hat nach der Untersuchung des KlÃ¤gers am 21. Oktober 2017
folgende Diagnosen festgehalten:

GestÃ¶rtes Gangbild links nach Tumorresektion des linken Kniegelenkes und
Arthrodese am 7. MÃ¤rz 2013.

Undifferenziertes Sarkom linkes Kniegelenk, hochmaligner spindelzelliger
mesenchymaler Tumor.

Chronische Lumboischialgie und ISG-StÃ¶rung rechts durch Spondylarthrose und
Fehlbelastung.

Beginnender HÃ¼ftgelenkverschleiÃ� beidseits.

Engpasssyndrom rechtes Schultergelenk.

Psychisches Ã�berlastungssyndrom.

SekundÃ¤r toxische Polyneuropathie beider Beine durch Chemotherapie von April
bis August 2013.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nne maximal "drei bis sechs Stunden tÃ¤glich" kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten im Haltungswechsel zwischen zwei oder drei Haltungsarten (20
Prozent im Sitzen, jeweils 40 Prozent im Gehen und Stehen) verrichten. Einseitige
kÃ¶rperliche Belastungen, Zwangshaltungen, Tragen und Bewegen von Lasten,
Arbeiten in NÃ¤sse oder plÃ¶tzlichen Temperaturschwankungen, auf GerÃ¼sten
oder Leitern sowie Zeitdruck sowie erhÃ¶hte Anforderungen wie Akkord- oder
FlieÃ�bandarbeit seien zu vermeiden. Die GehfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei aufgrund
der Kniegelenkversteifung links und der BewegungseinschrÃ¤nkungen der
LendenwirbelsÃ¤ule, HÃ¼ftgelenke sowie Beine fÃ¼r lÃ¤ngere Strecken und unter
Belastung eingeschrÃ¤nkt. Die EinschrÃ¤nkungen kÃ¶nnten tagesformabhÃ¤ngigen
Schwankungen unterliegen und seien durch das subjektive Schmerzempfinden des
KlÃ¤gers beeinflusst. FuÃ�wege von mehr als 500 m kÃ¶nnten viermal tÃ¤glich vor
und nach einer Arbeitsschicht jeweils zum Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel und vom
Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel zum Arbeitsplatz bzw. nach Hause regelmÃ¤Ã�ig ohne
unzumutbare Schmerzen und ohne erhebliche Beschwerden in einem Zeitraum von
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15 bis 20 Minuten zurÃ¼ckgelegt werden. Der KlÃ¤ger sei auch in der Lage, ein
Kraftfahrzeug zu fÃ¼hren. In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 19. April
2018 hat der gerichtliche SachverstÃ¤ndige an seiner LeistungseinschÃ¤tzung
festgehalten. Die aktuelle TÃ¤tigkeit sei fÃ¼r den KlÃ¤ger nur an dem fÃ¼r ihn
eingerichteten Arbeitsplatz ausfÃ¼hrbar. Wenn er diesen nicht hÃ¤tte, wÃ¤re er
mÃ¶glicherweise in der letzten TÃ¤tigkeit und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
voll leistungsunfÃ¤hig. Sein LeistungsvermÃ¶gen habe sich vor allem hinsichtlich
des zeitlichen Umfangs der mÃ¶glichen auszufÃ¼hrenden TÃ¤tigkeit geÃ¤ndert.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten (zwei BÃ¤nde) sowie
auf die Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen. Diese Akten sind Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung sowie der anschlieÃ�enden Beratung des Senats
gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zu Recht unter Heranziehung der zutreffenden
Rechtsgrundlage des Â§ 43 SGB VI entschieden, dass der KlÃ¤ger in dem zu
beurteilenden Zeitraum seit Mai 2014 noch in der Lage ist, tÃ¤glich mindestens
sechs Stunden auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt jedenfalls leichte Arbeiten im
Wechsel von Gehen, Stehen und Sitzen unter Beachtung qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen zu verrichten und damit keinen Anspruch auf Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung hat. Der Senat verweist zwecks Vermeidung
von Wiederholungen zur BegrÃ¼ndung auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des
Sozialgerichts in seiner Entscheidung vom 6. April 2016 und macht sich diese
aufgrund eigener Urteilsbildung zu eigen (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Die BerufungsbegrÃ¼ndung und die medizinischen Ermittlungen im
Berufungsverfahren, insbesondere das Gutachten von Dipl.-Med. D. vom 11. Januar
2018, rechtfertigen keine andere Beurteilung. Der nach Â§ 109 SGG gehÃ¶rte
SachverstÃ¤ndige hat das RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auf maximal drei
bis sechs Stunden tÃ¤glich eingeschÃ¤tzt. Damit hat er auch ein sechsstÃ¼ndiges
LeistungsvermÃ¶gen bejaht. Allerdings ist das Gutachten von Dipl.-Med. D. nicht
frei von WidersprÃ¼chen. Insbesondere drÃ¤ngt sich fÃ¼r den Senat der Eindruck
auf, dass der Gutachter den aktuellen Arbeitsplatz des KlÃ¤gers in seiner konkreten
Ausgestaltung zum MaÃ�stab genommen, jedenfalls aber nicht klar zwischen der
aktuellen TÃ¤tigkeit und dem allgemeinen Arbeitsmarkt differenziert hat. Dies ist
zuletzt an seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 19. April 2018 deutlich
geworden, in der er ausgefÃ¼hrt hat, wenn der KlÃ¤ger seine aktuelle
BeschÃ¤ftigung nicht haben wÃ¼rde, wÃ¤re er mÃ¶glicherweise in der letzten
TÃ¤tigkeit und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt voll leistungsunfÃ¤hig. Dies ist
angesichts der vÃ¶llig unterschiedlichen Anforderungen an die vom KlÃ¤ger derzeit
ausgeÃ¼bte Arbeit und die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auch vorhandenen
kÃ¶rperlich leichten Arbeiten im Wechsel der Haltungsarten nicht Ã¼berzeugend.
Insoweit hat das Sozialgericht zutreffend verdeutlicht, dass allgemein zu prÃ¼fen
sei, ob der KlÃ¤ger abstrakt in der Lage ist, leichte Arbeiten mit qualitativen
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LeistungseinschrÃ¤nkungen sechs Stunden auszuÃ¼ben. Damit hat es den
anzulegenden MaÃ�stab zutreffend beschrieben. Im Ergebnis ist dem Gutachten
von Dipl.-Med. D. zudem keine wesentliche Verschlechterung im Vergleich zu den
davor dokumentierten Befunden und FunktionsstÃ¶rungen zu entnehmen, welche
Grundlage fÃ¼r die EinschÃ¤tzung eines auf unter sechs Stunden tÃ¤glich
gesunkenes LeistungsvermÃ¶gens auch fÃ¼r leidensgerechte Arbeiten sein
kÃ¶nnte. Insoweit ist jedenfalls seine Beurteilung eines LeistungsvermÃ¶gens von
bis zu sechs Stunden tÃ¤glich plausibel.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 23.12.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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